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Verordnung 
über die Gründung von Vereinigungen 

volkseigener Güter.
Vom 25. Januar 1951

Zur Erfüllung der im Fünf jahrplan der Land­
wirtschaft gestellten großen Aufgaben ist es not­
wendig, die volkseigenen Güter zu landwirtschaft­
lichen Mustergütern zu entwickeln. Die volkseigenen 
Güter sollen dazu beitragen, die Landwirtschaft auf 
eine höhere Stufe zu stellen. Es obliegt den volks­
eigenen Gütern insbesondere die Erzeugung von 
hoch-wertigem Saatgut sowie von erstklassigem 
Zucht- und Nutzvieh. Sie müssen durch die Förde­
rung und Unterstützung der bäuerlichen Wirtschaf­
ten, insbesondere der Klein- und Mittelbauern, so­
wie durch technische Hilfe diesen zu einer vorbild­
lichen Betriebsführung verhelfen. Dazu ist vor allem 
der technische Aus- und Aufbau der volkseigenen 
Güter beschleunigt durchzuführen. Zugleich sind 
die Verwaltungsausgaben zu senken. Das soll durch 
eine Vereinfachung der Verwaltung erreicht wer­
den. Deshalb wird verordnet:

§ 1

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 1951 werden fünf j 
Vereinigungen volkseigener Güter (im folgenden j 
VVG genannt) gegründet.

(2) Die VVG sind Anstalten des öffentlichen 
Rechts. Sie haben ihren Sitz in:

Schwerin (Mecklenburg),
Potsdam,
Halle (Saale),
Dresden und 
Erfurt.

§ 2

(1) In den VVG sind die volkseigenen Güter zu­
sammengefaßt, die im Bereich des Landes gelegen 
sind, in dem die VVG ihren Sitz hat.

(2) Die übrige Organisation und die Tätigkeit der 
VVG ergeben sich aus den Satzungen, die der Be­
stätigung durch das Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik bedürfen.

§ 3
(1) Die VVG unterstehen dem Ministerium für 

Land- und Forstwirtschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik.

(2) Die Länder haben beratende und im Aufträge 
des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik kontrollierende 
Funktionen.

§ 4
(1) Die VVG sind selbständig bilanzierende und 

planende Einheiten der volkseigenen Wirtschaft.
(2) Für die VVG gelten die Verordnung vom

12. Mai 1948 über die Finanzwirtschaft der volks­
eigenen Betriebe (ZVOB). S. 148) und deren Durch­
führungsbestimmungen sowie die übrigen für die 
volkseigene Wirtschaft geltenden Bestimmungen.

§ 5
Die VVG haben Finanzpläne nach den Vorschrif­

ten der volkseigenen Wirtschaft aufzustellen.

§ 6

Zum 1. April 1951 haben die VVG eine Eröff­
nungsbilanz zu erstellen.

§ 7
(1) Die nach Artikel II § 3 der Anordnung vom

15. Juni 1949 über die Bildung der Vereinigung


